
Regeln zur Sicherung guter und transparenter wissenschaftlicher Praxis und 
Verfahren zum Umgang mit wissenschaftlichem Fehlverhalten für das  
DIPF | Leibniz-Institut für Bildungsforschung und Bildungsinformation 

Beschlossen im Stiftungsrat am 02.05.2022, treten die Regeln am 01.06.2022 in Kraft und ersetzen die 
vorangegangenen Regeln vom 21.11.2016. 

Präambel 

Der Rahmen für eine gute und transparente wissenschaftliche Praxis am DIPF ist durch den „Leibniz-Kodex 

gute wissenschaftliche Praxis“ [1] und die „Leitlinie gute wissenschaftliche Praxis in der Leibniz-

Gemeinschaft“ [2] gesetzt. Der Leibniz-Kodex setzt die „Leitlinie zur Sicherung guter wissenschaftlicher 

Praxis (Kodex)“ [3] der DFG für die Institute der Leibniz-Gemeinschaft rechtsverbindlich um. 

Mit den folgenden Regeln wird der Leibniz-Kodex am DIPF umgesetzt. Alle am DIPF wissenschaftlich Ar-

beitenden werden durch schriftliche Erklärung zur Einhaltung dieser Regeln verpflichtet. 

Wo passend, wurden relevante Textpassagen aus dem Kodex wortwörtlich übernommen, ohne dass diese 

extra als Zitate ausgewiesen sind. In gleicher Weise wurden auch ausgewählte Passagen aus den 

Kommentierungen zum Kodex auf dem Portal „Wissenschaftliche Integrität“ der DFG [4] übernommen. 

Auf die hilfreichen Informationen und Kommentierungen zur wissenschaftlichen Integrität auf diesem 

Portal sei an dieser Stelle ausdrücklich hingewiesen. 

Zur Wahrung der Aktualität können die am Ende dieses Dokuments gelisteten Links auf referenzierte 

Dokumente zu neuen Internetadressen oder Versionen nachgeführt werden, ohne dass die Regeln neu 

beschlossen werden müssten. 

I. Allgemeine Prinzipien 

§1. Verpflichtung auf die Regeln guter wissenschaftlicher Praxis und Berufsethos 

(1) Wissenschaftler*innen des DIPF sind darauf verpflichtet, in ihrer Forschung lege artis zu arbeiten und 

die Regeln guter wissenschaftlicher Praxis einzuhalten. Gute wissenschaftliche Praxis richtet sich stets 

nach dem neuesten Erkenntnisstand der Forschung. Sie erfordert Kenntnis und Verwertung des relevanten 

Schrifttums sowie die Verwendung von Methoden nach dem neuesten Stand der wissenschaftlichen 

Disziplinen und ihre kritische Reflexion. Jede Wissenschaftler*in trägt die Verantwortung dafür, dass das 

eigene Verhalten bei jedem Teilschritt im Forschungsprozess den Standards guter wissenschaftlicher 

Praxis entspricht. 

(2) Gute wissenschaftliche Praxis zeichnet sich aus durch strikte Ehrlichkeit sowie Zweifel und Selbstkritik 

im Hinblick auf die eigenen wissenschaftlichen Beiträge und Ergebnisse. Sie setzt darüber hinaus 

Redlichkeit gegenüber den Beiträgen von Kolleg*innen und Wissenschaftler*innen innerhalb und außer-

halb des DIPF sowie gegenüber Drittmittelgebern voraus.  

(3) In wissenschaftlichen Veröffentlichungen sind Befunde, die die Hypothesen der Autor*innen stützen 

oder aber verwerfen gleichermaßen mitzuteilen. Befunde und Ideen anderer Wissenschaftler*innen sowie 

relevante Publikationen anderer Autor*innen müssen angemessen zitiert werden. Die Wissenschaft-

ler*innen sind angehalten, einen kritischen Diskurs in der fachwissenschaftlichen Community zuzulassen 

und zu fördern. 

(4) Wissenschaftler*innen am DIPF tragen Verantwortung dafür, die grundlegenden Werte und Normen 

wissenschaftlichen Arbeitens in ihrem Handeln zu verwirklichen und für sie einzustehen. Auf allen 

Karriereebenen haben sie die Aufgabe, ihren Wissensstand zu den Standards guter wissenschaftlicher 

Praxis und zum Stand der Forschung regelmäßig zu aktualisieren und sich fortzubilden.  

(5) Die Vermittlung der Grundlagen guten wissenschaftlichen Arbeitens erfolgt am DIPF mit Beginn der 

wissenschaftlichen Laufbahn als Doktorand*in. Erfahrene Wissenschaftler*innen sowie Nachwuchs-



wissenschaftler*innen unterstützen sich gegenseitig im kontinuierlichen Lern- und Weiterbildungsprozess 

und stehen in einem regelmäßigen Austausch. 

§2. Organisationsverantwortung der Leitung des DIPF 

(1) Der Vorstand ist für die Einhaltung und Vermittlung guter wissenschaftlicher Praxis sowie für eine 

angemessene Karriereunterstützung aller Wissenschaftler*innen am DIPF zuständig. Er garantiert die 

Voraussetzungen dafür, dass die Wissenschaftler*innen rechtliche und ethische Standards einhalten 

können. 

(2) Der Vorstand gewährleistet, dass in den einzelnen wissenschaftlichen Arbeitsbereichen die Aufgaben 

der Leitung, Aufsicht, Qualitätssicherung und Konfliktregelung eindeutig zugewiesen sind und den Wis-

senschaftler*innen geeignet vermittelt werden. 

(3) Der Vorstand regelt im Einzelnen, dass  

 1. die Ziele der Forschungsarbeiten und Aufgaben des*der einzelnen Wissenschaftlers*in  fest-

 gelegt, definiert und verteilt werden 

 2. die Zuständigkeiten (Rechte und Pflichten) der Beschäftigten geklärt sind 

 3. die Zielvereinbarungen am Institut eingehalten werden 

 4. die angemessene Betreuung und Beratung von Nachwuchswissenschaftler*innen sichergestellt 

 ist 

(4) Am DIPF bestehen klar definierte Rahmenbedingungen für folgende Bereiche: Die Personal-

entwicklung und Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses ist in einer eigenen Leitlinie definiert.[5] 

Die Verwirklichung der Chancengleichheit wird als eine vorrangige Management- und Führungsaufgabe 

angesehen. Die Gleichstellung wird entsprechend den Vorgaben der jeweils gültigen Fassung der 

„Ausführungsvereinbarung zum GWK-Abkommen über die Gleichstellung von Frauen und Männern bei 

der gemeinsamen Forschungsförderung – Ausführungsvereinbarung Gleichstellung (AV-Glei)“ [6] und 

entsprechend dem Hessischen Gleichberechtigungsgesetz (HGlG) zum Ausdruck kommenden Grundsätzen 

umgesetzt. Für die Personalauswahl bestehen schriftlich festgelegte Verfahrensvorgaben,[7] die in allen 

Stellenbesetzungsverfahren verbindlich umgesetzt werden. 

(5) Im Rahmen der Personalauswahl und der Personalentwicklung, in Stellenbesetzungsverfahren, Aus-

wahlverfahren für Professuren sowie bei der Bewertung von wissenschaftlichen Leistungen wird die 

Gleichstellung der Geschlechter und die Vielfältigkeit („Diversity“) berücksichtigt. Die entsprechenden 

Prozesse sind transparent und vermeiden weitestmöglich nicht wissentliche Einflüsse („unconscious 

bias“), die sich u. a. auf die Dimensionen Gender, ethnische Herkunft oder Religion beziehen können.  

(6) Als Gegenmaßnahme wird das eigene Handeln kritisch beleuchtet, Auswahl- und Entscheidungs-

prozessen wird entsprechend viel Zeit eingeräumt und implicit biases auf verschiedenen Ebenen werden 

reduziert. 

(7) Die Wissenschaftler*innen am DIPF profitieren von karriereförderlichen Arbeitsbedingungen: verläss-

lichen Karriereperspektiven, angemessener Entlohnung, Vereinbarkeit von Beruf und Familie, adäquater 

Ausstattung und dem Zugriff auf Forschungsinfrastrukturen. Die Prinzipien wirksamer 

Karriereunterstützung in der Wissenschaft, wie von der DFG formuliert, sind dem Vorstand bekannt und 

werden entsprechend angewendet.[8] 

§3 Verantwortung der Projektleitung und der Leitung von Arbeitsbereichen  

(1) Die Projektleitung bzw. Leitung von Arbeitsbereichen übernimmt auf der Ebene des Projekts bzw. des 

jeweiligen Arbeitsbereichs die Aufgaben, wie sie in §2(1) für die Institutsleitung beschrieben sind. Dabei 

trägt die Leitung eines wissenschaftlichen Arbeitsbereichs die Verantwortung für den ganzen Bereich. 



(2) Die Größe und die Organisation des wissenschaftlichen Arbeitsbereichs sind so gestaltet, dass die 

Leitungsaufgaben, insbesondere die Kompetenzvermittlung, die wissenschaftliche Begleitung sowie die 

Aufsichts- und Betreuungspflichten, angemessen wahrgenommen werden können. 

(3) Das Zusammenwirken in wissenschaftlichen Arbeitsbereichen ist so beschaffen, dass die Gruppe als 

Ganze ihre Aufgaben erfüllen kann, dass die dafür nötige Zusammenarbeit und Koordination erfolgen und 

allen Wissenschaftler*innen ihre Rollen, Rechte und Pflichten bewusst sind. 

(4) Zur Leitungsaufgabe gehören insbesondere auch die Gewährleistung der angemessenen individuel-

len – in das Gesamtkonzept der jeweiligen Einrichtung eingebetteten – Betreuung des wissenschaftlichen 

Nachwuchses sowie die Karriereförderung des wissenschaftlichen und wissenschaftsakzessorischen 

Personals. Insbesondere in der Promotionsphase erfolgt die Betreuung am besten auf der Basis einer 

Betreuungsvereinbarung mit definierten Ansprechpersonen und einer klaren, vertrauensvollen Festle-

gung von Zielen, Rollen, Rechten und Pflichten. 

(5) Wissenschaftler*innen sowie wissenschaftsakzessorisches Personal genießen ein ihrer Karrierestufe 

angemessenes Verhältnis von Unterstützung und Eigenverantwortung. Ihnen kommt ein adäquater Status 

mit entsprechenden Mitwirkungsrechten zu. Sie werden durch zunehmende Selbstständigkeit in die Lage 

versetzt, ihre Karriere zu gestalten. 

(6) Die Rollen und die Verantwortlichkeiten der an einem Forschungsvorhaben beteiligten Wissenschaft-

ler*innen sowie des wissenschaftsakzessorischen Personals sind zu jedem Zeitpunkt eines Forschungs-

vorhabens klar definiert und bekannt. Eine aktuelle und präzise formulierte Vereinbarung über die 

Verteilung der Rollen kann dabei helfen, Klarheit zu schaffen. Die Beteiligten stehen in einem 

regelmäßigen Austausch und legen ihre Rollen und Verantwortlichkeiten in geeigneter Weise fest und 

passen diese – sofern erforderlich – kontinuierlich an, insbesondere bei Veränderungen der Arbeits-

schwerpunkte Beteiligter.  

(7) Die Leitung des DIPF ist sich der Gefahren des Machtmissbrauchs und der Ausnutzung von Abhän-

gigkeitsverhältnissen, insbesondere durch die hierarchisch aufgebaute Organisation und entsprechende 

Entscheidungsstrukturen an einer außeruniversitären Forschungseinrichtung, bewusst und hat daher ein 

Führungsleitbild als verbindlichen Verhaltenskodex [9] sowie organisatorische Maßnahmen am Institut 

etabliert.  

(8) Zu diesen Maßnahmen gehören die Sicherung der systematischen und professionellen Entwicklung 

von Führungskompetenzen, auch unter Berücksichtigung spezieller Anforderungen an Führung innerhalb 

eines wissenschaftlichen Instituts, und die Einrichtung einer Doktorand*innen-Vertretung,[10] die allein 

den Interessen der Doktorand*innen verpflichtet ist und ihre Aufgaben unabhängig von den Standpunkten 

anderer Statusgruppen wahrnimmt. 

§4 Phasenübergreifende Qualitätssicherung und Dokumentation 

(1) Sorgfältige Qualitätssicherung ist ein wichtiges Wesensmerkmal guter wissenschaftlicher Praxis. Sie 

ist – neben der Redlichkeit gegenüber sich selbst und anderen – Grundlage für wissenschaftliche 

Professionalität und wird gewährleistet durch die kritische Zusammenarbeit der Wissenschaftler*innen 

sowie klare Verantwortungsstrukturen. 

(2) Dabei führen DIPF-Wissenschaftler*innen jeden Teilschritt im Forschungsprozess lege artis durch. 

Wenn wissenschaftliche Erkenntnisse öffentlich zugänglich gemacht werden (im engeren Sinne in Form 

von Publikationen, aber auch im weiteren Sinne über andere Kommunikationswege), werden stets die 

angewandten Mechanismen der Qualitätssicherung dargelegt. Dies gilt insbesondere, wenn neue Metho-

den entwickelt werden. 

(3) Kontinuierliche, forschungsbegleitende Qualitätssicherung bezieht sich insbesondere auf die Einhal-

tung fachspezifischer Standards und etablierter Methoden, auf Prozesse wie die Erhebung, Prozessierung 



und Analyse von Forschungsdaten, die Auswahl und Nutzung von Forschungssoftware, deren Entwicklung 

und Programmierung, das Kalibrieren von Geräten sowie die Datenverwaltung in Forschungsdaten-

managementsystemen. 

(4) Wenn Wissenschaftler*innen Erkenntnisse öffentlich zugänglich gemacht haben und ihnen dazu im 

Nachgang Unstimmigkeiten oder Fehler auffallen, berichtigen sie diese. Bilden die Unstimmigkeiten oder 

Fehler Anlass für die Zurücknahme einer Publikation, wirken die Wissenschaftler*innen bei dem 

entsprechenden Verlag oder dem Infrastrukturanbieter etc. schnellstmöglich darauf hin, dass die 

Korrektur bzw. die Zurücknahme erfolgt und entsprechend kenntlich gemacht wird. Gleiches gilt, sofern 

die Wissenschaftler*innen von Dritten auf solche Unstimmigkeiten oder Fehler hingewiesen werden. 

(5) Die Herkunft der im Forschungsprozess verwendeten Daten, Materialien und Software wird kenntlich 

gemacht und die Nachnutzung belegt; die Originalquellen werden zitiert. 

(6) Art und Umfang der im Forschungsprozess entstehenden Forschungsdaten werden beschrieben. Die 

fachspezifischen Empfehlungen zum Umgang mit Forschungsdaten der für das Institut relevanten Fach-

gemeinschaften werden berücksichtigt; das DIPF beteiligt sich zudem aktiv an der Ausgestaltung dieser 

Empfehlungen. 

(7) Der Quellcode von öffentlich zugänglicher Software wird persistent adressiert, ist zitierbar und doku-

mentiert. Ergebnisse bzw. Erkenntnisse werden derart beschrieben, dass sie durch andere Wissen-

schaftler*innen repliziert bzw. bestätigt werden können. 

(8) Alle für das Zustandekommen eines Forschungsergebnisses relevanten Informationen werden so nach-

vollziehbar dokumentiert, wie dies im betroffenen Fachgebiet erforderlich und angemessen ist, um das 

Ergebnis überprüfen und bewerten zu können. 

(9) Eine wichtige Grundlage für die Ermöglichung einer Replikation ist es, die für das Verständnis der 

Forschung notwendigen Informationen über verwendete oder entstehende Forschungsdaten, die 

Methoden-, Auswertungs- und Analyseschritte sowie gegebenenfalls die Entstehung der Hypothese zu 

hinterlegen, die Nachvollziehbarkeit von Zitationen zu gewährleisten und, soweit möglich, Dritten den 

Zugang zu diesen Informationen zu gestatten. Bei der Entwicklung von Forschungssoftware wird der 

Quellcode dokumentiert. 

(10) Die Wissenschaftler*innen dokumentieren grundsätzlich auch Einzelergebnisse, die die Forschungs-

hypothese nicht stützen. Eine Selektion von Ergebnissen hat in diesem Zusammenhang zu unterbleiben. 

(11) Sofern für die Überprüfung und Bewertung konkrete fachliche Empfehlungen existieren, nehmen die 

Wissenschaftler*innen die Dokumentation entsprechend der jeweiligen Vorgaben vor. Wird die Doku-

mentation diesen Anforderungen nicht gerecht, werden die Einschränkungen und die Gründe dafür 

nachvollziehbar dargelegt. 

(12) Dokumentationen und Forschungsergebnisse dürfen nicht manipuliert werden; sie werden bestmög-

lich gegen Manipulationen geschützt. 

§5 Rechtliche und ethische Rahmenbedingungen 

(1) Die Wissenschaftler*innen gehen mit der verfassungsrechtlich gewährten Forschungsfreiheit verant-

wortungsvoll um. Sie berücksichtigen Rechte und Pflichten, insbesondere solche, die aus gesetzlichen 

Vorgaben, aber auch aus Verträgen mit Dritten resultieren, und holen, sofern erforderlich, Ethikvoten und 

Genehmigungen ein und legen diese vor. 

(2) Der Gefahr des Missbrauchs von Forschungsergebnissen sind sich die Wissenschaftler*innen bewusst 

und setzen, über die Einhaltung rechtlicher Vorgaben hinaus, ihr Wissen, ihre Erfahrung und ihre Fähig-

keiten so ein, dass Risiken erkannt, abgeschätzt und bewertet werden können. 



(3) Bei allen Forschungsvorhaben nehmen die Wissenschaftler*innen eine gründliche Abschätzung der 

Forschungsfolgen und die Beurteilung der jeweiligen ethischen Aspekte vor. Alle Vorhaben, die Personen 

involvieren, werden von der Ethikkommission des DIPF (oder einer anderen Ethikkommission, z.B. bei 

Verbundvorhaben mit Konsortialführung außerhalb des DIPF) auf ihre ethische Vertretbarkeit hin be-

wertet. Die Antragsunterlagen werden den Datenschutzbeauftragten des DIPF von der Ethikkommission 

zur Verfügung gestellt. 

(4) Zu den rechtlichen Rahmenbedingungen eines Forschungsvorhabens zählen auch schriftlich doku-

mentierte Vereinbarungen über die Nutzungsrechte an aus diesem hervorgehenden Forschungsdaten und 

Forschungsergebnissen. Die Vereinbarungen über die Nutzungsrechte werden von den Wissen-

schaftler*innen, sofern möglich und zumutbar, zu einem frühestmöglichen Zeitpunkt im Forschungs-

vorhaben schriftlich getroffen. 

(5) Dokumentierte Vereinbarungen sollen insbesondere getroffen werden, wenn an einem Forschungs-

vorhaben mehrere akademische und/oder nicht akademische Einrichtungen beteiligt sind oder wenn 

absehbar ist, dass ein*e Wissenschaftler*in die Forschungseinrichtung wechseln wird und die von 

ihr*ihm generierten Daten weiterhin für (eigene) Forschungszwecke verwenden möchte. 

(6) Die Nutzung steht insbesondere dem*der Wissenschaftler*in zu, der*die sie erhebt. Im Rahmen eines 

laufenden Forschungsprojekts entscheiden auch die Nutzungsberechtigten (insbesondere nach Maßgabe 

datenschutzrechtlicher Bestimmungen), ob Dritte Zugang zu den Daten erhalten sollen. 

§6 Ombudsperson 

(1) Zur Schlichtung oder Bereinigung von Streitigkeiten oder Unstimmigkeiten im Zusammenhang mit 

guter wissenschaftlicher Praxis, die nicht bereits den Vorwurf eines wissenschaftlichen Fehlverhaltens 

enthalten, wählen die wissenschaftlichen Beschäftigten des DIPF eine unabhängige Ombudsperson und 

eine Vertretung als Vertrauensperson. 

(2) Die Ombudsperson und deren Stellvertretung wird gemäß der Wahlordnung [11] aus dem Kreis der 

wissenschaftlichen Beschäftigten des DIPF gewählt und soll über eine mehrjährige Erfahrung (mindestens 

3 Jahre) im Wissenschaftsbereich sowie Führungserfahrung verfügen; in Ausnahmefällen kann auch 

eine*ein nicht dem Institut angehörende*r Wissenschaftler*in gewählt werden. Leitende Wissen-

schaftler*innen des DIPF (Vorstandsmitglieder, Forschungs-professor*innen und Arbeitsbereichs-

leitungen gemäß §§5 und 6 der Institutsordnung [12]) sind nicht wählbar. 

(3) Die Amtszeit beträgt drei Jahre; Wiederwahl ist einmal zulässig. Die Vertrauensperson übt ihr Amt 

ehrenamtlich, unabhängig und frei von Weisungen aus. Sie ist bei der Ausübung des Amtes von allen 

Beteiligten zu akzeptieren und zu unterstützen. Zur Steigerung der Funktionsfähigkeit des Ombudswesens 

wird die Ombudsperson nach Bedarf anderweitig entlastet. 

(4) Für denselben Zeitraum und im selben Wahlgang wird unter denselben Voraussetzungen für den Fall 

der Besorgnis der Befangenheit oder der Verhinderung eine stellvertretende Ombudsperson gewählt. 

(5) Vorschlagsberechtigt sind alle wissenschaftlichen Beschäftigten des DIPF. Ein Vorschlag wird nur dann 

berücksichtigt, wenn die Vorgeschlagenen die Bereitschaft zur Übernahme des Amtes erklärt haben. 

Der*Die Geschäftsführende Direktor*in bestellt einen Wahlvorstand für die Durchführung der geheimen 

Wahl gemäß der Wahlordnung. 

(6) Die Ombudsperson trägt, soweit möglich, zur lösungsorientierten Konfliktvermittlung in Verdachts-

fällen wissenschaftlichen Fehlverhaltens bei. Die Ombudsperson nimmt die Anfragen unter Wahrung der 

Vertraulichkeit entgegen und leitet Verdachtsfälle wissenschaftlichen Fehlverhaltens im Bedarfsfall an den 

Vorstand des Instituts weiter. Dieser veranlasst dann die weiteren Ermittlungen. 

(7) Beschäftigte des DIPF haben die Wahl, sich an die Ombudsperson des Instituts oder an das überregional 

tätige Gremium „Ombudsman für die Wissenschaft“ zu wenden.[13] Das Gremium „Ombudsman für die 



Wissenschaft“ ist eine von der DFG eingesetzte unabhängige Instanz, die zur Beratung und Unterstützung 

in Fragen guter wissenschaftlicher Praxis und ihrer Verletzung durch wissenschaftliche Unredlichkeit zur 

Verfügung steht. Die Kontaktdaten beider Anlaufstellen sind im Intranet des Instituts für alle Beschäftigten 

einsehbar. 

§7 Wissenschaftlicher Nachwuchs 

(1) Bei der Ausbildung und fachlichen Betreuung von Nachwuchswissenschaftler*innen wird sicherge-

stellt, dass ihnen die Regeln guter wissenschaftlicher Praxis vermittelt werden und dass auf deren 

Einhaltung besonderes Augenmerk gelegt wird. 

(2) Für den wissenschaftlichen Nachwuchs am DIPF ist ein institutsinternes, interdisziplinäres Promotions-

förderprogramm etabliert (PhDIPF). Dabei werden die Nachwuchswissenschaftler*innen in unterschied-

lichen Veranstaltungsformaten in das wissenschaftliche Arbeiten am DIPF eingeführt und in ihren 

Dissertationsprojekten beratend unterstützt. Einige Angebote des PhDIPF stehen auch den Post-

doktorand*innen am Institut zur Verfügung. Nach Bedarf werden zusätzliche, externe und interne Fort-

bildungen angeboten. 

(3) Exzellenten promovierten Nachwuchswissenschaftler*innen steht auf ihrem Weg in eine Führungs-

position oder Professur die Teilnahme an Leibniz-Mentoring,[14] dem Mentoring-Programm für Wissen-

schaftler*innen in Leibniz-Einrichtungen, offen. 

(4) Für das wissenschaftliche und wissenschaftsakzessorische Personal wird eine aufrichtige Beratung für 

die Laufbahn und weitere Karrierewege angeboten. Darüber hinaus bestehen individuelle Weiterbil-

dungsmöglichkeiten, per Kooperationsvereinbarung auch über das Weiterbildungsprogramm und den 

Dual Career Service der Goethe-Universität Frankfurt. 

§8 Leistungsdimensionen und Bewertungskriterien 

(1) Für die Bewertung der Leistung von Wissenschaftler*innen, etwa im Rahmen von Berufungsverfahren 

oder der Verhandlung leistungsabhängiger Besoldungsanteile, wird stets ein mehrdimensionaler Ansatz 

zugrunde gelegt: Neben der wissenschaftlichen Leistung, bei der – orientiert an disziplinspezifischen Kri-

terien – die Gewinnung von Erkenntnissen und deren kritische Reflexion Maßgabe ist, können weitere 

Leistungsdimensionen Berücksichtigung finden. 

(2) Diese sind zum Beispiel besondere Leistungen bei: der Einwerbung von Drittmitteln; der Nachwuchs-

förderung und Personalführung (z.B. im Rahmen der Betreuung von Promotionen und Habilitationen); 

dem Angebot von Services für Wissenschaft, Politik, Verwaltung und Öffentlichkeit; der Weiterentwicklung 

des Instituts und dem Aufbau von (insbesondere internationalen) Netzwerken. Einbezogen werden auch 

die wissenschaftliche Haltung des*der Wissenschaftlers*in, wie Erkenntnisoffenheit und Risikobereit-

schaft.  

(3) Persönliche, familien- oder gesundheitsbedingte Ausfallzeiten oder dadurch verlängerte Ausbildungs- 

oder Qualifikationszeiten, alternative Karrierewege oder vergleichbare Umstände werden angemessen 

berücksichtigt. So darf insbesondere die Entscheidung für Schwangerschaft und/oder Kinder an keiner 

Stelle als Nachteil betroffener Wissenschaftler*innen angerechnet werden. Die Pflege von erwachsenen 

Angehörigen kann ebenfalls ein zeitlich anrechnungsfähiger Umstand bei der Leistungs-bewertung sein. 

(4) Die Bewertung der Leistung folgt in erster Linie qualitativen Maßstäben, wobei quantitative Indikatoren 

nur differenziert und reflektiert in die Gesamtbewertung einfließen können.  

(5) Die Vergleichbarkeit individueller wissenschaftlicher Leistung erfordert eine Bewertung nach einheit-

lichen, transparenten sowie rechtlich und wissenschaftlich zulässigen Kriterien. 

(6) Für ein vertrauensvolles und diskursoffenes Klima in der wissenschaftlichen Zusammenarbeit und 

Leistungsbewertung sind u.a. die Akzeptanz verschiedener individueller Lebenswege und die Gleichstel-



lung aller Geschlechter Grundvoraussetzungen. Insbesondere die im Allgemeinen Gleichbehandlungs-

gesetz (AGG) genannten Faktoren: Rasse, ethnische Herkunft, Geschlecht, Religion oder Weltanschauung, 

Behinderung, Alter und sexuelle Identität dürfen auf keinen Fall zum Nachteil einer Person in eine wissen-

schaftliche Leistungsbewertung einfließen. Dies sind auch in keiner Weise wissenschafts- oder leistungs-

bezogene Kriterien. 

(7) Soweit freiwillig angegeben, werden – neben den Kategorien des Allgemeinen Gleichbehandlungs-

gesetzes – auch individuelle Besonderheiten in Lebensläufen in die Urteilsbildung einbezogen. 

§9 Vertraulichkeit und Neutralität bei Begutachtungen und Beratungen 

(1) Das DIPF erkennt an, dass redliches Verhalten die Grundlage der Legitimität eines Urteilsbildungs-

prozesses ist. Wissenschaftler*innen, die insbesondere eingereichte Manuskripte, Förderanträge oder die 

Ausgewiesenheit von Personen beurteilen, sind diesbezüglich zu strikter Vertraulichkeit verpflichtet. 

(2) Sie legen alle Tatsachen offen, die die Besorgnis einer Befangenheit begründen können. Die Verpflich-

tung zur Vertraulichkeit und zur Offenlegung von Tatsachen, die die Besorgnis einer Befangenheit begrün-

den können, gilt auch für Mitglieder in wissenschaftlichen Beratungs- und Entscheidungsgremien. 

(3) Die Vertraulichkeit der fremden Inhalte, zu denen der*die Gutachter*in bzw. das Gremienmitglied 

Zugang erlangt, schließt die Weitergabe an Dritte und die eigene Nutzung aus. Wissenschaftler*innen 

zeigen etwaige Interessenskonflikte oder Befangenheiten, die in Bezug auf das begutachtete Forschungs-

vorhaben oder die Person bzw. den Gegenstand der Beratung begründet sein könnten, unverzüglich bei 

der zuständigen Stelle, etwa dem Auftraggeber des Gutachtens, an. 

II. Forschungsprozess 

§10 Forschungsdesign 

(1) Wissenschaftler*innen berücksichtigen bereits bei der Planung eines Vorhabens den aktuellen For-

schungsstand umfassend und erkennen ihn an. 

(2) Die Identifikation relevanter und geeigneter Forschungsfragen setzt sorgfältige Recherche nach bereits 

öffentlich zugänglich gemachten Forschungsleistungen voraus. Das DIPF stellt die hierfür erforderlichen 

Rahmenbedingungen sicher, etwa indem es den Zugang zur benötigten Forschungsliteratur sowie zu 

Literatur- und Fachdatenbanken ermöglicht. 

(3) Methoden zur Vermeidung von (unbewussten) Verzerrungen bei der Interpretation von Befunden wer-

den, soweit möglich, angewandt. Die Wissenschaftler*innen prüfen, ob und, wenn ja, inwiefern 

Geschlecht und Vielfältigkeit für das Forschungsvorhaben (mit Blick auf die Methoden, das Arbeitspro-

gramm, die Ziele etc.) bedeutsam sein können. Bei der Interpretation von Befunden werden die jeweiligen 

Rahmenbedingungen berücksichtigt. 

§11 Methoden und Standards 

(1) Zur Beantwortung von Forschungsfragen wenden Wissenschaftler*innen am DIPF wissenschaftlich 

fundierte und nachvollziehbare Methoden an. Zur Abdeckung spezifischer Kompetenzen werden dazu dis-

ziplinäre und interdisziplinäre Kooperationen eingegangen. 

(2) Bei der Entwicklung und Anwendung neuer Methoden legen sie besonderen Wert auf die Qualitäts-

sicherung und Etablierung von Standards. 

(3) Durch Beiträge zur Etablierung von Standards bei Methoden, bei der Anwendung von Software, der 

Erhebung von Forschungsdaten sowie der Beschreibung von Forschungsergebnissen tragen die Wissen-

schaftler*innen am DIPF zur Vergleichbarkeit und Übertragbarkeit von Forschungsergebnissen bei. 

 

 



§12 Forschungsdaten und Forschungsdatenmanagement 

(1) Als Forschungsdaten im weitesten Sinn können alle erzeugten bzw. bearbeiteten Dokumente, Mate-

rialien, Bilder, Audio- und Videoaufnahmen, Texte, Mess- und Auswertungsdaten aufgefasst werden. Sie 

stellen einen integralen Bestandteil der Forschungsergebnisse dar und sind sowohl für die Überprüf-

barkeit als auch sehr häufig für die Nachnutzung für weitere Forschungen bedeutend. 

(2) Um eine phasenübergreifende Qualitätssicherung zu gewährleisten, ist in allen Forschungsvorhaben, 

die in relevantem Umfang Forschungsdaten (im obigen Sinn) erzeugen oder bearbeiten, ein effektives und 

verlässliches Forschungsdatenmanagement wichtig.  

(3) Forschungsdatenmanagement umfasst stets die systematische Vorbereitung und Organisation des 

gesamten Umgangs mit Daten – von der Erhebung, Bearbeitung, Dokumentation und Speicherung bis zur 

Archivierung. Soweit möglich werden Forschungsdaten für die Nachnutzung bereitgestellt.[15] 

(4) Mit der steigenden Bedeutung größerer Datenmengen nimmt auch der wesentliche Einfluss des 

Datenmanagements auf die Qualität der Forschungsergebnisse zu. Entsprechend gehört es zur guten 

wissenschaftlichen Praxis, nicht nur dem Datenmanagement selbst die notwendige Aufmerksamkeit zu 

widmen, sondern auch den diesbezüglichen Beitrag von Wissenschaftler*innen als relevante Leistungs-

dimension zu würdigen. 

(5) Die verantwortliche Leitung (siehe § 2) trifft klare Vorgaben und Regeln über die Art und Weise der 

Aufzeichnung und Datendokumentation. 

§13 Archivierung 

(1) Wissenschaftler*innen sichern öffentlich zugänglich gemachte Forschungsdaten beziehungsweise 

Forschungsergebnisse sowie die ihnen zugrunde liegenden zentralen Materialien und gegebenenfalls die 

eingesetzte Forschungssoftware in adäquater Weise. 

(2) Originaldaten werden für mindestens 10 Jahre im institutseigenen Datenarchiv oder einem externen 

Repositorium zugänglich und nachvollziehbar aufbewahrt. 

(3) Sofern Gründe dafür existieren, bestimmte Daten nicht oder nur verkürzt aufzubewahren, werden die 

entsprechenden Gründe nachvollziehbar beschrieben. 

(4) Die Aufbewahrungsfrist beginnt mit dem Datum der Herstellung des öffentlichen Zugangs. Die*der 

Datenschutzbeauftragte ist zu beteiligen, sofern sie*er es zur Wahrnehmung ihrer*seiner aufsichts-

behördlichen Pflichten verlangt. 

(5) Das DIPF stellt mit einem institutseigenen DIPF-Datenarchiv die Voraussetzung zur Archivierung von 

Daten sicher.[16] 

§14 Öffentlicher Zugang zu Forschungsergebnissen 

(1) Soweit es möglich und zumutbar ist, werden die den publizierten Ergebnissen zugrunde liegenden 

Forschungsdaten, Materialien und Informationen, die angewandten Methoden sowie die eingesetzte 

Software verfügbar gemacht und die Arbeitsabläufe umfänglich dargelegt. 

(2) Selbst programmierte Software wird unter Angabe des Quellcodes öffentlich zugänglich gemacht und 

zur Nachnutzung durch Dritte mit einer angemessenen Lizenz versehen. 

(3) Wann immer die Rahmenbedingungen es zulassen, sollen Daten, den FAIR-Prinzipien (Findable, 

Accessible, Interoperable und Reusable) folgend, in den dem Verbund Forschungsdaten Bildung [17] 

angeschlossenen Forschungsdatenzentren oder anderen öffentlichen Repositorien verfügbar gemacht 

werden. 

(4) Eigene und fremde Vorarbeiten weisen Wissenschaftler*innen vollständig und korrekt nach. 

 



§15 Autorenschaft und Publikation 

(1) Autor*in ist, wer einen genuinen, nachvollziehbaren Beitrag zu dem Inhalt einer wissenschaftlichen 

Text-, Daten- oder Softwarepublikation geleistet hat. 

(2) Der Beitrag muss zu dem wissenschaftlichen Inhalt der Publikation geleistet werden. Wann ein Beitrag 

genuin und nachvollziehbar ist, ist in jedem Einzelfall gesondert zu prüfen und hängt von dem betroffenen 

Fachgebiet ab. 

(3) Ein nachvollziehbarer, genuiner Beitrag liegt insbesondere vor, wenn ein*e Wissenschaftler*in in 

wissenschaftserheblicher Weise an der Entwicklung und Konzeption des Forschungsvorhabens oder der 

Erarbeitung, Erhebung, Beschaffung, Bereitstellung der Daten, der Software, der Quellen oder der Analyse 

bzw. Auswertung oder Interpretation der Daten, Quellen und an den aus diesen folgenden Schluss-

folgerungen oder am Verfassen des Manuskripts mitgewirkt hat. 

(4) Reicht ein Beitrag nicht aus, um eine Autorschaft zu rechtfertigen, kann diese Unterstützung in Fuß-

noten, im Vorwort oder im Acknowledgement angemessen anerkannt werden. Ein Negativkatalog von 

Beiträgen, die für sich allein nicht ausreichen, um eine Autorschaft zu rechtfertigen, kann den Kommen-

taren im Portal wissenschaftliche Integrität der DFG entnommen werden.[18] 

(5) Alle Autor*innen stimmen der finalen Fassung des Werks, das publiziert werden soll, zu. Sie tragen 

für die Publikation die gemeinsame Verantwortung, es sei denn, es wird explizit anders ausgewiesen. 

(6) Autor*innen achten darauf und wirken, soweit möglich, darauf hin, dass ihre Forschungsbeiträge von 

den Verlagen bzw. den Infrastrukturanbietern so gekennzeichnet werden, dass sie von Nutzer*innen 

korrekt zitiert werden können. 

(7) Eine Ehrenautorschaft, bei der gerade kein genuiner Beitrag geleistet wurde, ist nicht zulässig. Eine 

Leitungs- oder Vorgesetztenfunktion begründet für sich allein keine Mitautorschaft. 

(8) Wissenschaftler*innen verständigen sich, wer Autor*in der Forschungsergebnisse werden soll. Die 

Verständigung über die Reihenfolge der Autor*innen erfolgt rechtzeitig, in der Regel spätestens dann, 

wenn das Manuskript formuliert wird, anhand nachvollziehbarer Kriterien unter Berücksichtigung der 

Konventionen des jeweiligen Fachgebiets. 

(9) Ohne hinreichenden Grund darf eine erforderliche Zustimmung zu einer Publikation von Ergebnissen 

nicht verweigert werden. Die Verweigerung der Zustimmung muss mit einer nachprüfbaren Kritik an 

Daten, Methoden oder Ergebnissen begründet werden. 

(10) Grundsätzlich bringen Wissenschaftler*innen alle Ergebnisse in den wissenschaftlichen Diskurs ein. 

Im Einzelfall kann es aber Gründe geben, Ergebnisse nicht öffentlich zugänglich (im engeren Sinne in 

Form von Publikationen, aber auch im weiteren Sinne über andere Kommunikationswege) zu machen; 

dabei darf diese Entscheidung nicht von Dritten abhängen. 

(11) Wissenschaftler*innen entscheiden in eigener Verantwortung – unter Berücksichtigung der Gepflo-

genheiten des betroffenen Fachgebiets –, ob, wie und wo sie ihre Ergebnisse öffentlich zugänglich 

machen. Ist eine Entscheidung, Ergebnisse öffentlich zugänglich zu machen, erfolgt, beschreiben Wissen-

schaftler*innen diese vollständig und nachvollziehbar. 

(12) Dem Gedanken „Qualität vor Quantität“ Rechnung tragend, vermeiden Wissenschaftler*innen unan-

gemessen kleinteilige Publikationen. Sie beschränken die Wiederholung der Inhalte ihrer Publikationen 

als (Co-)Autor*innen auf den für das Verständnis des Zusammenhangs erforderlichen Umfang. Sie zitieren 

ihre zuvor bereits öffentlich zugänglich gemachten Ergebnisse, sofern darauf nach dem disziplinspezi-

fischen Selbstverständnis nicht ausnahmsweise verzichtet werden darf. 

 

 



§16 Publikationsorgan 

(1) Autor*innen wählen das Publikationsorgan – unter Berücksichtigung seiner Qualität und Sichtbarkeit 

im jeweiligen Diskursfeld – sorgfältig aus. 

(2) Wissenschaftler*innen, die die Funktion von Herausgeber*innen übernehmen, prüfen sorgfältig, für 

welche Publikationsorgane sie diese Aufgabe übernehmen. 

(3) Die wissenschaftliche Qualität eines Beitrags hängt nicht von dem Publikationsorgan ab, in dem er 

öffentlich zugänglich gemacht wird. Neben Publikationen in Büchern und Fachzeitschriften kommen 

insbesondere auch Fachrepositorien, Daten- und Softwarerepositorien sowie Blogs in Betracht. 

(4) Ein neues oder unbekanntes Publikationsorgan wird auf seine Seriosität hin geprüft. Ein wesentliches 

Kriterium bei der Auswahlentscheidung besteht darin, ob das Publikationsorgan eigene Richtlinien zur 

guten wissenschaftlichen Praxis etabliert hat. Eine Checkliste für die Auswahl des Publikationsorgans ist 

in den Kommentaren im Portal wissenschaftliche Integrität der DFG verlinkt.[19] 

III. Verfahren zum Umgang mit wissenschaftlichem Fehlverhalten 

§17 Wissenschaftliches Fehlverhalten 

(1) Wissenschaftliches Fehlverhalten liegt vor, wenn in einem wissenschaftserheblichen Zusammenhang 

vorsätzlich oder grob fahrlässig Falschangaben gemacht werden, geistiges Eigentum anderer verletzt oder 

deren Forschungstätigkeit beeinträchtigt wird. 

(2) Nicht jeder Verstoß gegen die Regeln guter wissenschaftlicher Praxis stellt ein wissenschaftliches Fehl-

verhalten dar. Als wissenschaftliches Fehlverhalten kommen nur solche vorsätzlichen oder grob fahrläs-

sigen Verstöße in Betracht, die in einem Regelwerk niedergelegt sind. 

(3) Neben Verletzungen der wissenschaftlichen Ethik, insbesondere durch menschenverachtende oder 

durch täuschende Vorgehensweise gehören zu wissenschaftlichem Fehlverhalten vor allem: 

 1. Falschangaben, insbesondere: 

  a. das Erfinden von Daten 

  b. das Verfälschen von Daten, z.B. durch Auswählen und Zurückweisen unerwünschter 

  Ergebnisse ohne dies offenzulegen oder durch Manipulation einer Darstellung oder Ab-

  bildung 

  c. unrichtige Angaben in Publikationslisten, Bewerbungen oder einem Förderantrag 

  (einschließlich Falschangaben zum Publikationsorgan und zu den in Druck befindlichen 

  Veröffentlichungen) 

  d. Mehrfachpublikation von Daten oder Texten, ohne dies offen zu legen 

 2. Beseitigung von Primärdaten, soweit hierdurch gegen gesetzliche Bestimmungen oder  aner-

 kannte Grundsätze wissenschaftlicher Arbeit verstoßen wird 

 3. Verletzungen geistigen Eigentums in Bezug auf ein von einer anderen Person geschaffenes 

 urheberrechtlich geschütztes Werk oder von anderen stammende wesentliche wissenschaftliche 

 Erkenntnisse, Hypothesen, Lehren oder Forschungsansätzen, insbesondere: 

  a. die unbefugte Verwertung unter Anmaßung der Autorenschaft (Plagiat) 

  b. die Ausbeutung von Forschungsansätzen und Ideen ohne Einwilligung, insbesondere 

  als Gutachter*in ("Ideendiebstahl“) 

  c. die Anmaßung oder unbegründete Annahme wissenschaftlicher Autoren- oder Mitau-

  torenschaft ebenso wie die Verweigerung einer berechtigten Ko-Autorenschaft 

  d. die Verfälschung des Inhalts  

  e. die unbefugte Veröffentlichung und unbefugte Zugänglichmachung gegenüber Dritten, 

  solange das Werk, die Erkenntnis, die Hypothese, die Lehre oder der Forschungsansatz 

  noch nicht veröffentlicht ist 
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  f. die Inanspruchnahme der (Mit-)Autorenschaft eines anderen ohne dessen Einverständnis 

 4. Beeinträchtigung der Forschungstätigkeit anderer durch: 

  a. die Sabotage von Forschungstätigkeit einschließlich dem Beschädigen, Zerstören oder 

  Manipulieren von Daten, Geräten, Unterlagen, Hardware, Software oder sonstigen 

  Sachen, die eine andere Person zur Durchführung ihres*seines Vorhabens benötigt 

  b. die grob fehlerhafte, bewusst falsche oder irreführende gutachterliche Bewertung der 

  Forschungstätigkeit anderer und die Erstellung von Gefälligkeitsgutachten; das gilt 

  sinngemäß auch für Rezensionen und andere öffentliche Stellungnahmen zu Forschungs-

  arbeiten 

 5. Die Beseitigung von Primärdaten, wenn damit gegen gesetzliche Bestimmungen oder aner-

 kannte Grundsätze wissenschaftlicher Arbeit verstoßen wird. Dies gilt auch für die rechtswidrige 

 Nichtbeseitigung, insbesondere personenbezogener Daten 

(4) Eine Mitverantwortung bei wissenschaftlichem Fehlverhalten kann sich u.a. ergeben aus aktiver Be-

teiligung am Fehlverhalten anderer, insbesondere 

 1. Kenntnis der Fälschungen durch andere 

 2. Mitautorenschaft an fälschungsbehafteten Veröffentlichungen 

 3. grobe Vernachlässigung der Aufsichtspflicht 

(5) Weitere Tatbestände, die ein wissenschaftliches Fehlverhalten darstellen, sind den Kommentaren im 

Portal wissenschaftliche Integrität der DFG einzusehen.[20] 

§18 Hinweisgebende und von Vorwürfen Betroffene 

(1) Die Ombudsperson und eine ggf. vom Vorstand des DIPF eingesetzte Untersuchungskommission, die 

einen Verdacht wissenschaftlichen Fehlverhaltens überprüfen, setzen sich in geeigneter Weise für den 

Schutz sowohl der Hinweisgebenden als auch der*des von den Vorwürfen betroffenen Person ein. 

(2) Die Untersuchung von Vorwürfen wissenschaftlichen Fehlverhaltens erfolgt ausdrücklich unter 

Beachtung der Vertraulichkeit und des Grundgedankens der Unschuldsvermutung. Die Anzeige der 

Hinweisgebenden muss in gutem Glauben erfolgen. Bewusst unrichtig oder mutwillig erhobene Vorwürfe 

können selbst ein wissenschaftliches Fehlverhalten begründen. 

(3) Wegen der Anzeige sollen weder der*dem Hinweisgebenden noch der*dem von den Vorwürfen 

Betroffenen Nachteile für das eigene wissenschaftliche oder berufliche Fortkommen erwachsen. 

(4) Bis zum Nachweis eines wissenschaftlichen Fehlverhaltens werden die Angaben über die Beteiligten 

des Verfahrens und die bisherigen Erkenntnisse vertraulich behandelt. 

(5) Die Anzeige soll – insbesondere bei Nachwuchswissenschaftler*innen – möglichst nicht zu Verzö-

gerungen während der Qualifizierung der*des Hinweisgebenden führen, die Erstellung von Abschluss-

arbeiten und Promotionen soll keine Benachteiligung erfahren; dies gilt auch für Arbeitsbedingungen 

sowie mögliche Vertragsverlängerungen. 

(6) Die Ombudsperson und eine ggf. vom Vorstand des DIPF eingesetzte Untersuchungskommission tragen 

dem Grundgedanken der Unschuldsvermutung gegenüber der*dem Betroffenen in jedem Verfahrens-

stadium im Rahmen einer einzelfallbezogenen Abwägung Rechnung. 

(7) Der*dem von den Vorwürfen Betroffenen sollen grundsätzlich so lange keine Nachteile aus der Über-

prüfung des Verdachts erwachsen, bis ein wissenschaftliches Fehlverhalten förmlich festgestellt wurde. 

(8) Die*der Hinweisgebende muss über objektive Anhaltspunkte verfügen, dass möglicherweise gegen 

Standards guter wissenschaftlicher Praxis verstoßen wurde. 

(9) Kann die*der Hinweisgebende die Fakten nicht selbst prüfen oder bestehen in Hinsicht auf einen 

beobachteten Vorgang Unsicherheiten bei der Interpretation der Leitlinien zur guten wissenschaftlichen 
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Praxis, sollte die*der Hinweisgebende sich zur Klärung des Verdachts an die Ombudsperson des DIPF oder 

an das Gremium „Ombudsman für die Wissenschaft“ wenden. 

(10) Die verdachtsprüfende Stelle, in der Regel die Ombudsperson, entscheidet in eigener Verantwortung, 

ob sie auch solche Anzeigen überprüft, bei denen der*die Hinweisgebende seinen*ihren Namen nicht 

nennt (anonyme Anzeige). Eine anonym erhobene Anzeige kann nur dann in einem Verfahren überprüft 

werden, wenn die*der Hinweisgebende der verdachtsprüfenden Stelle belastbare und hinreichend 

konkrete Tatsachen vorträgt. 

(11) Ist die*der Hinweisgebende namentlich bekannt, behandelt die verdachtsprüfende Stelle den Namen 

vertraulich und gibt ihn nicht ohne entsprechendes Einverständnis an Dritte heraus. Etwas anderes gilt 

nur, wenn hierzu eine gesetzliche Verpflichtung besteht oder die*der von den Vorwürfen Betroffene sich 

andernfalls nicht sachgerecht verteidigen kann, weil es hierfür ausnahmsweise auf die Identität der*des 

Hinweisgebenden ankommt. 

(12) Bevor der Name der*des Hinweisgebenden offengelegt wird, wird sie*er darüber umgehend in 

Kenntnis gesetzt; die*der Hinweisgebende kann entscheiden, ob sie*er die Anzeige – bei abzusehender 

Offenlegung des Namens – zurückzieht. 

(13) Die Vertraulichkeit des Verfahrens erfährt Einschränkungen, wenn sich die*der Hinweisgebende mit 

dem Verdacht an die Öffentlichkeit wendet. Die verdachtsprüfende Stelle entscheidet im Einzelfall, wie sie 

mit der Verletzung der Vertraulichkeit durch die*den Hinweisgebende*n umgeht. 

(14) Die*der Hinweisgebende ist auch im Fall eines nicht erwiesenen wissenschaftlichen Fehlverhaltens 

zu schützen, sofern die Anzeige der Vorwürfe nicht nachweislich wider besseres Wissen erfolgt ist. 

§19 Verfahren zum Umgang mit Vorwürfen wissenschaftlichen Fehlverhaltens 

(1) Vorwürfe wissenschaftlichen Fehlverhaltens sind in der Regel in Textform (Brief oder E-Mail) an die 

Ombudsperson zu richten. Die Ombudsperson bestätigt innerhalb einer Woche ab Eingang der Anzeige 

gegenüber der*dem Hinweisgeber*in deren Erhalt. 

(2) Die Ombudsperson führt eine Vorprüfung der Vorwürfe wissenschaftlichen Fehlverhaltens gegenüber 

Beschäftigten durch. Im Rahmen dieser Vorprüfung soll sie mindestens die*den Beschuldigten ggf. auch 

die*den Hinweisgeber*in hören. Prinzipiell wird der*dem von den Vorwürfen Betroffenen sowie der*dem 

Hinweisgebenden in jeder Phase des Verfahrens Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. 

(3) Bei konkretem Verdacht wissenschaftlichen Fehlverhaltens informiert die Ombudsperson den Vorstand 

des DIPF und berichtet über den Sach- und Erkenntnisstand. 

(4) Die Tatsachen, auf denen der geäußerte Verdacht beruht, sind unverzüglich zu ermitteln. Die 

Ermittlungen werden vom Vorstand veranlasst. Sie sind unter genauer Beachtung der Vertraulichkeit und 

des Schutzes aller Betroffenen zu führen. Der Vorstand kann sich bei der Durchführung der Ermittlungen 

externen Sachverstands bedienen. Über die Ermittlungen ist ein Protokoll anzufertigen. 

(5) Der*dem vom Verdacht des Fehlverhaltens Betroffenen soll spätestens eine Woche nach Bekannt-

werden des Verdachts Gelegenheit zur Stellungnahme unter Nennung der belastenden Tatsachen und 

Beweismittel gegeben werden. Die Frist für die Stellungnahme soll nicht mehr als eine Woche betragen. 

(6) Die*der Betroffene kann eine Person ihres*seines Vertrauens zur Wahrnehmung seiner Interessen 

heranziehen 

 §20 Maßnahmen bei Feststellung eines wissenschaftlichen Fehlverhaltens 

(1) Je nach den Umständen des Einzelfalles, insbesondere der Schwere des festgestellten Fehlverhaltens, 

sind rechtliche Sanktionen, gegebenenfalls auch kumulativ möglich, insbesondere: 

 1. arbeitsrechtliche Konsequenzen 

  a. Abmahnung 



  b. außerordentliche Kündigung 

  c. Vertragsauflösung 

 2. akademische Konsequenzen 

  a. Entzug des Doktorgrads 

  b. Entzug der Lehrbefugnis 

 3. zivilrechtliche Konsequenzen 

  a. Erteilung eines Hausverbots 

  b. Herausgabeansprüche gegen die*den Betroffene*n, etwa auf Herausgabe  

  entwendeten wissenschaftlichen Materials 

  c. Urheberrechtliche, persönlichkeitsrechtliche und wettbewerbsrechtliche Beseitigungs- 

  und Unterlassungsansprüche 

  d. Rückforderungsansprüche, z. B. von Stipendien oder Drittmitteln 

  e. Schadensersatzansprüche des DIPF oder Dritter 

 4. Strafrechtliche Konsequenzen 

 5. Widerruf wissenschaftlicher Publikationen 

(2) Wissenschaftliche Publikationen, die auf erwiesenem wissenschaftlichen Fehlverhalten beruhen, sind 

zurückzuziehen, soweit sie noch unveröffentlicht sind, und richtigzustellen, soweit sie bereits veröffentlicht 

sind (Widerruf). 

(3) Kooperationspartner*innen sind – soweit erforderlich – in geeigneter Form zu informieren; dazu sind 

grundsätzlich Mitautor*innen und beteiligte Herausgeber*innen verpflichtet. Werden diese in angemes-

sener Zeit nicht tätig, leitet die*der Geschäftsführende Direktor*in bzw., falls sie*er selbst oder ihre*seine 

Abteilung betroffen ist, ihre*seine Stellvertretung, die geeigneten Maßnahmen ein. 

(4) In Fällen gravierenden wissenschaftlichen Fehlverhaltens unterrichtet die*der Geschäftsführende 

Direktor*in bzw., falls sie*er selbst oder ihre*seine Abteilung betroffen ist, ihre*seine Stellvertretung, 

andere betroffene Forschungseinrichtungen und Forschungsorganisationen, gegebenenfalls auch Stan-

desorganisationen. 

(5) Der Vorstand entscheidet nach pflichtgemäßem Ermessen unter Berücksichtigung des Schutzes Dritter, 

der Wahrung des Vertrauens in die wissenschaftliche Redlichkeit, der Wiederherstellung des wissen-

schaftlichen Rufes des DIPF, der Verhinderung von Folgeschäden oder im allgemeinen öffentlichen In-

teresse, ob er betroffene Dritte oder die Öffentlichkeit von dem Fehlverhalten in Kenntnis setzt. 
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